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Grüne Irrungen,
grüne Wirrungen
Ein paar Erinnerungen aus gegebenem Anlass

Klimajubiläum

(DGr/HM) Auf den Tag genau vor einem Jahr ver-
abschiedete der Bundestag die vom Bundes-
verfas sungsgericht (BVerfG) veranlasste No-
velle zum Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG).

Nach Überzeugung des BVerfG bedarf es weder 
einer abschließenden Entscheidung, inwie weit 
das Grundgesetz das von Beschwerdeführenden 
ins Feld geführte Grundrecht auf ein ökologi-
sches Existenzminimum oder ein Recht auf ei-
ne menschenwürdige Zukunft schützt. 

Noch verletze der Staat seine klimaschütze-
rischen Pflichten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG 
(Leben, körper liche Unver sehrtheit) und Art. 14 
Abs. 1 GG (Eigen tum) oder verstoße mit seinen 
KSG-Regelungen gegen das Klimaschutzgebot 
des Art. 20a GG.

Allerdings seien die KSG-Regelungen über die 
nationalen Klimaschutzziele und die bis zum 
Jahr 2030 zulässigen Jahres e missionsmengen 
insofern mit Grundrechten unver einbar, als 
hinrei chende Maßgaben für die weitere Emis-

sions reduktion ab dem Jahr 2031 feh len.

Bemerkenswert, wie konservativ das BVerfG 
seine Neins begründete – und wie inno vativ 
sein Allerdings.

Klimaschutz – zum ersten

Als Rahmengesetz beschränkt sich das KSG 
aufs Große und Ganze – insbesondere auf den 
Zweck, zum Schutz vor den Aus wirkungen des 
weltweiten Klimawandels die Erfüllung der na-
ti o nalen Kli ma schutz ziele sowie die Einhaltung 
der europäischen Zielvorgaben zu ge währ lei-
sten (§1 Satz 1 KSG). 

Grundlage dafür ist zum einen die Verpflichtung 
nach dem Übereinkommen von Paris, den An-
stieg der globalen Durchschnittstemperatur auf 
deutlich unter 2 Grad Celsius, möglichst auf 1,5 
Grad Celsius gegenüber dem vorindustriellen 
Niveau zu begrenzen, zum anderen die Treib-
hausgasneutralität bis 2050 (§ 1 Satz 3 KSG).

Nach § 3 Abs. 1 KSG werden die Treib haus-
gas emissionen im Vergleich zum Jahr 1990 



schritt weise gemindert. § 3 Abs. 1 Satz 2 KSG 
verspricht bis 2030 eine Minderungsquote von 
min des tens 55 Prozent und die Anlage 2 zu § 4 
Abs. 1 Satz 3 KSG weist die bis 2030 zuläs sigen 
jährlichen Emis si ons  mengen in Millionen Ton-
nen CO2 -Äquivalent tabellarisch aus .

Eine Regelung ab 2031 enthält das Gesetz nicht. 

Vielmehr soll nach § 4 Abs. 6 KSG die Bun-
desregierung 2025 für weitere Zeit  räume nach 
2030 die schrittweise jährliche Minderung der 
Emissionsmengen durch Rechts verordnung 
festlegen.

Karlsruher Kopfstand

Vor Gericht standen § 3 Abs. 1 Satz 2 und § 4 
Abs. 1 Satz 3 KSG in Verbindung mit Anhang 2.

Für das BVerfG ist die Temperaturmaßgabe in 
§ 1 Satz 3 KSG, die politisch gewollte Maßga-
be eines einfachen Gesetzes, unversehens die 
verfassungsrechtlich not wendige, grundle gen-
de Konkreti sierung des Art. 20a GG, der den 
Staat mit dem Schutz der natürlichen Le bens-
grundlagen auch in Verantwortung für die künf-
tigen Generationen in die Pflicht nimmt. 

Auch für die verfas sungs gerichtliche Kontrolle 
bildet sie die maßgebliche Konkretisie rung.

Um die Verfassungsmäßigkeit der angegriffe-

nen Emissionsmengen am verfassungs recht lich 
maßgeblichen Temperaturziel zu überprüfen, 
entscheidet sich das BVerfG für eine Überset-
zung dieser Temperaturmaßgabe in eine 
Emissionsmaßgabe – und zwar für ein soge-
nanntes CO2-Budget der kumu lativen anthro-
pogenen CO2-Emissionen, die ab ein em be-
stimmten Zeitpunkt noch emittiert werden 
können, ohne die Erde über die fragliche 
Temperaturmaßgabe hinaus zu erwärmen.

Konkret handelt es sich um ein CO2-Budget, 
das der Sachverständigenrat für Umweltfragen 
(SfU) aus einem globalen CO2-Budget des 
IPCC entwickelt hat und das ab 2020 noch 
6,7 Gt CO2-Emissionen zulässt und mit einer 
Wahrscheinlichkeit von 67 Prozent 1,75° C nicht 
überschreiten wird.

Und das 2030 nahezu aufgebraucht ist.

Karlsruher Rüge

Das BVerfG geht davon aus, dass man es nach 
heutigem Wissensstand mit einer empi rischen 
Unum kehr  barkeit zu tun habe, die man nicht 
tatenlos hinnehmen dürfe. 

Soweit die CO2-Emissionen nicht von natürli-
chen oder technischen Senken aufge nom men 
werden, lagern sie lange in der Erdatmosphäre, 
tragen zur weiteren Erwär mung der Er d e bei 
und ver schärfen so den Klimawandel, sprich 



die Häu figkeit und Heftig keit von Wetterer eig-
nissen, die Ver luste und Schäden verur sachen.

Das sei eine schon heute voraussehbare ein-
griffsähnliche Vorwirkung, die man auch heute 
schon in Rechnung zu stellen ha be, weil  sie 
mit ausreichender Gewissheit den Staat zu 
Maßnahmen zwingen werde, die viele grund-
gesetzlich gewährte Frei heits rechte gefährden.
Verfassungsrechtlich gerechtfertigt sei diese 
ein griffsähnliche Vorwirkung aktueller Emissi-
onsmengenre gelungen dann und nur dann, 
wenn diese mit dem objektivrechtlichen Klima-
schutz ge bot des Art. 20a GG vereinbar sind 
und die künf ti ge Frei heit der Beschwerdefüh-
renden nicht unverhältnismäßi g belasten. 

Tatsächlich sind sie, so das BVerfG, mit Art. 
20a GG vereinbar, verletzen aber das Gebot der 
Verhältnis mäßigkeit. 

Keinesfalls dürfe man einer Generation die 
großzügige Nutzung des CO2-Budgets zuge-
stehen und damit späteren Generationen eine 
übergroße Minderungslast aufhalsen und ih-
nen erhebliche  Freiheitseinbußen zumuten.

Die Schieflage der dem Art. 20a GG geschul-
deten Treibhausgasminderungslast gefährdet 
die Freiheiten der Beschwerdeführenden, die 
Grundrechte als intertemporale Frei heitsi che-
rung schützen sie davor.

Der Gesetzgeber habe versäumt, einen frei-
heitsschonenden Übergang in die Klimaneutra-
lität zu gewährleisten.

Klimajubel

Wohl keine BVerfG-Entscheidung der letz-
ten Jahrzehnte wurde von so vielen und 
so un terschiedlichen Kombat tanten und 
Schlachtenbummlern so spontan und sieges-
trunken be jubelt wie die ser Be schluss.

Juristen erkannten eine Climate Revolution, Juristin-
nen flehten Bitte noch mehr (Verfas sungsblog). 

Für Green peace war es ein historischer Erfolg, 
ein bahnbrechender für den BUND. 

Journalisten befanden, das Bundes ver fas-
sungs gericht habe Wissenschafts ge schichte 
ge schrieben, das Urteil sei ein Füllhorn der 
Klimaexpertise (FAZ), Journalistinnen berichte-
ten von ei nem historischen Urteil, das auf 
Jahrzehnte hinaus prägend sein werde (Der 
Tages spiegel).

Annalena Baerbock feierte den Beschluss als 
eine historische Entscheidung,  Lui sa Neubau er 
den Tag seiner Veröffentlichung als einen  un-
fassbar großen Tag. 

Merkels Wirtschaftsminister pries ihn als epo-
chal für Kli ma schutz und Rechte der jun gen 
Men  schen, Merkels Finanzminister Olaf Scholz 
lobte den sozialdemokratischen Kanz ler kan-
dida ten Olaf Scholz, weil der den Karlsruher Be-
schluss schon vor den Karlsruher Ent schei dern 
für richtig ge halten habe.

Klimaschutz – zum zweiten

Das BVerfG hatte den Gesetzgeber für eine frei-
heitsschonende Fortschreibung der Emis sions-
minderungen gute siebenundachtzig Wochen 
Zeit bis 31.12.2022 gelassen. 

Schon nach zwei Wochen stellte die Regie-
rung einen Referentenentwurf vor, keine sechs 
Wo chen spä ter ver ab  schiedete der Bundes tag 
das Erste Gesetz zur Änderung des Bundes-Kli-
maschutz ge set ze – die Wahl zum 20. Deutschen 
Bundestag und die grünen Umfrage ergebnisse 
drängten zur Eile.

Das Minderungsziel für 2030 wurde um 10 
Prozentpunkte auf mindestens 65 Prozent ver-
schärft, ent sprechend wurden die zulässigen 
sektoralen jährlichen CO2-Äquivalent-Emis sio-
nen verrin gert. 

Für 2040 gilt ein Minderungsziel von min-
destens 88 Prozent, die konkreten jährlichen 



CO2-Äquivalent-Emissionen 2031-2040 werden 
pauschal in Prozent  ausgewiesen. 

Treibhausgasneutralität soll sich jetzt schon 2045 
einstellen – und nach 2050 negative Emis si onen.

Was hat das klimapolitisch gebracht? Die grü-
nen Irrungen und Wirrungen dauern an.

Grüne Irrungen, grüne Wirrungen

Ob BVerfG, deutsche Kombattanten oder 
Schlachtenbummler, alle blenden in ihrem na-
tionalen Eifer mal mehr mal weniger geflissent-

lich aus, dass 98,2 Prozent der CO2-Emis sionen 
und 98,5 Pro zent  der Treibhaus gasemissionen 
international sind. Dass uns eher be sorgen 
müsste, was wir noch nicht wissen. Dass für 
Milliarden Menschen sechszehn SDGs wichti-
ger sind als SDG 13. Dass Adaption mehr sein 
sollte als ein hellgrünes Apropos... und so wei-
ter. 

Mit den internationalen Verhältnissen, mit dem, 
was wir nicht wissen, mit den übrigen SDGs, 
der Notwendigkeit von Anpassungen und den 
vielen Und-so-weiters beschäftigen wir uns in 
den nächsten MMCom ments.
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